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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 
 
Az: B 2 U 186/09 B 
 
L 2 U 128/08 (LSG für das Saarland) 
S 4 U 45/08 (SG für das Saarland) 
 
 
 
………………………….……….., 
 
 
 Klägerin und Beschwerdeführerin, 
 
Prozessbevollmächtigte: …………………..…………………., 
 
 
 
 

g e g e n 
 
 
Berufsgenossenschaft Nahrungsmittel und Gaststätten, 
Dynamostraße 7-11, 68165 Mannheim, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
 

Der 2. Senat des Bundessozialgerichts hat am 3. Dezember 2009 durch den 

Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  M e y e r    sowie die Richter   Dr.  B e c k e r  

und   M u t s c h l e r  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im 

Urteil des Landessozialgerichts für das Saarland vom 27. Mai 2009 wird als 

unzulässig verworfen. 

 

Kosten sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Die Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision in der angefochtenen Entscheidung 

des Landessozialgerichts (LSG) ist als unzulässig zu verwerfen (§ 160a Abs 4 Satz 1 iVm § 169 

des Sozialgerichtsgesetzes <SGG>). Die Klägerin hat zur Begründung ihrer Beschwerde 

keinen der in § 160 Abs 2 SGG abschließend aufgeführten Zulassungsgründe (grundsätzliche 

Bedeutung, Abweichung oder Verfahrensmangel) gemäß § 160a Abs 2 Satz 3 SGG schlüssig 

dargelegt oder bezeichnet. Eine allgemeine Überprüfung des Rechtsstreits in dem Sinne, ob 

das LSG "Rechtsfehler zum Nachteil der Klägerin begangen hat" - so die 

Beschwerdebegründung -, ist nicht zulässig. 

 

Die von der Klägerin "vorsorglich" geltend gemachte grundsätzliche Bedeutung der 

Rechtssache nach § 160 Abs 2 Nr 1 SGG hat sie nicht hinreichend dargelegt. Die Darlegung 

der grundsätzlichen Bedeutung der Rechtssache erfordert die Formulierung einer bestimmten 

abstrakten Rechtsfrage, der in dem Rechtsstreit eine grundsätzliche, über den Einzelfall 

hinausgehende Bedeutung beigemessen wird (BSG SozR 1500 § 160a Nr 11). Eine solche ist 

der Beschwerdebegründung nicht zu entnehmen. Die Klägerin setzt sich vielmehr nur mit der 

Rechtsanwendung des LSG in ihrem Einzelfall auseinander. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung der §§ 183, 193 SGG. 
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